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Vorwort

Die herausgeforderte Rechtsordnung — Aktuelle Probleme
der Fliichtlingspolitik

1.

,Die grole Anzahl an Asylsuchenden, die im Jahr 2015 nach Deutschland gekom-
men sind, stellt Bund, Lander und Kommunen weiter vor gro3e Herausforderungen.*
Mit diesem Satz beginnt der Entwurf der Bundesregierung fiir ein Gesetz zur besse-
ren Durchsetzung der Ausreisepflicht aus dem Februar dieses Jahres und es klingt fast
s0, als handelte es sich bei diesem Satz um das Generalthema der fliichtlingspolitisch
einschlidgigen Reform- und Maflnahmegesetzgebung der vergangenen zwei Jahre. Die
(sog.) Fliichtlingskrise 2015/16 hat die deutsche und européische Rechtsordnung in
der Tat vor ganz erhebliche Herausforderungen gestellt. Ohne jede Blaupause musste
innerhalb sehr kurzer Zeit der Zustrom einer aullerordentlich gro3en Zahl von Schutz-
suchenden bewiltigt werden. Dabei stellten und stellen sich noch zahlreiche rechtli-
che Probleme in Bezug auf die Steuerbarkeit und Regulierbarkeit der Fluchtmigration,
insbesondere in Hinblick auf die (eigentlich) hierfiir vorgesehene Zusténdigkeitsord-
nung des Gemeinsamen Européischen Asylsystems (GEAS), deren Auslegung und
Anwendung im Angesicht eines bald historischen ,Massenzustroms‘ und ganz erheb-
licher Vollzugsdefizite seitens einzelner Mitgliedstaaten mit zahlreichen Unsicher-
heiten behaftet ist. Die Dynamik der Krise hat iiberdies ganz fundamentale Fragen
aufgeworfen, welche die Handlungs- und Kontrollfdhigkeit des Staates bzw. die Leis-
tungsfahigkeit der Rechtsordnung betreffen. Eine rechtlich fundierte und halbwegs
umfassende Einordnung der politischen und administrativen Schritte seit dem Sommer
2015 erscheint dringend geboten, zumal zahlreiche Debattenbeitrage ein vermeintli-
ches Staatsversagen oder gar einen jedenfalls temporéren Zustand vollstiandiger Regel-
losigkeit insinuieren. Hier erscheint eine sachliche und differenzierte Einordnung an-
gezeigt. Aus deutscher Sicht ist iiberdies zu konstatieren, dass der Gesetzgeber in den
vergangenen zwei Jahren iiberaus umtriebig gewesen ist: Diverse Asylpakete, aufent-
halts- und asylrechtliche Gesetzesnovellen, aber auch auflerhalb des Migrationsrechts
stehende fachgesetzliche Reformen etwa im Bauplanungsrecht haben gezeigt, dass der
deutsche Staat durchaus willens und auch in der Lage ist, in kurzer Frist auf die im-
mensen Herausforderungen zu reagieren. Die These vom Staatsversagen erscheint an-
gesichts der konzertierten politischen Handlungen von Bund und Lindern jedenfalls
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fragwiirdig, eine andere Frage ist freilich, inwieweit sich die politischen und rechtli-
chen Schritte als addquat und zielfiihrend erweisen. Auf der anderen Seite steht spé-
testens seit Erlass des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes im Herbst 2015 (sog.
Asylpaket I) der Vorwurf im Raum, der Gesetzgeber verschirfe das Aufenthalts- und
Asylrecht einseitig zulasten der Schutzsuchenden und unterlaufe dabei gar unabweis-
liche menschenrechtliche Standards. Dabei wird die von Seiten der Bundesregierung
besonders forcierte ,europdische Losung’ in Gestalt des sog. EU-Tiirkei-Deals als Aus-
weis einer Abkehr von der sog. Willkommenspolitik des Spatsommers 2015 gewertet
und als Baustein zu einer weitreichenden Abschottungsstrategie gebrandmarkt, wel-
che sich in eine angeblich insgesamt zu beobachtenden Prozess der Umwandlung Eu-
ropas in eine asylfeindliche Festung einreihe.

Beide Sichtweisen — die These vom Staatsversagen genauso wie jene von der men-
schenrechtsfeindlichen Abschottung — tendieren indes dazu, einseitig entweder die
offentlichen Steuerungsinteressen oder die humanitéren Aspekte der Ereignisse iiber-
zubetonen. Man kann die moralische und humanitéire Brisanz der massenhaften Not,
veranschaulicht auch durch die lebensgeféhrliche Mittelmeerpassage, gar nicht genug
vor Augen haben. Nicht umsonst beginnt meine rechtliche Chronik mit den schockie-
renden Ereignissen im April 2015, als vor der europdischen Kiiste unzéhlige Men-
schen binnen weniger Tage ertrunken sind. Die bis heute andauernden todbringenden
Passagen werden offentlich kaum mehr wahrgenommen, was Grund fiir moralische
Empdrung sein sollte. Gleichwohl, und auch das haben die Ereignisse gezeigt, ware
der Verzicht auf jedwede politische und regulative Steuerung auch der Fluchtmigra-
tion eine rechtsstaatliche Bankrotterkldrung mit unkalkulierbaren (innen-)politischen
Folgen, die kaum im Interesse der Schutzsuchenden sein diirfte, welche einen siche-
ren Hafen in stabilen politischen und sozialen Verhiltnissen suchen. Umgekehrt darf
aber auch nicht iibersehen werden, dass massive Not im unmittelbaren européischen
Umfeld auch die Ubernahme massiver humanitirer Verpflichtungen jedenfalls fiir ei-
nen gewissen Zeitraum durch die europdischen Staaten (immerhin tiber 500 Millio-
nen Einwohner zihlend) rechtfertigen kann. Die Rede von der Krise des Rechts, die
vereinfacht gesprochen auf der Vorstellung einer rechtswidrigen Grenzoéffnungsent-
scheidung seitens der Bundesregierung im September 2015 beruht und die — wie zu
zeigen sein wird — auf einer weitgehenden Ausblendung der Unionsrechtslage beruht,
erweist sich am Ende als genauso verkiirzend und unzutreffend wie jene von der pau-
schalen Krise der Menschenrechte in Deutschland und Europa angesichts der unge-
heuren humanitéren Leistungen, die hierzulande in den letzten zwei Jahren an den Tag
gelegt worden sind. Dass die Lasten in Europa hierbei ungleich verteilt sind und ein
Grund fiir die Krisenwahrnehmung der Umstand gewesen ist, dass einzelne Staaten
(v.a. Deutschland, Osterreich und Schweden) die politische Hauptlast zu tragen hat-
ten und haben, ist damit freilich nicht vergessen.
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2.

Der Band, den Roman Lehner und Friederike Wapler vorlegen, mochte auBerhalb der
geschilderten rechtspolitischen Frontstellung einen eigenstindigen und differenzier-
ten Blick auf die mit der Fliichtlingskrise verbundenen Rechtsprobleme werfen. Er
versammelt Beitrdge zu unterschiedlichen Aspekten des rechtsstaatlichen Umgangs
mit dem Fliichtlingszustrom der letzten zwei Jahren, die sich entweder in eher grund-
sdtzlicher Hinsicht mit der Frage der rechtlichen Bewéltigung der Ereignisse aus ver-
fassungs- und europarechtlicher sowie migrations- und fliichtlingsrechtlicher Pers-
pektive oder eher fachgebietsspezifisch mit Folgefragen etwa sozial-, bildungs- oder
bau- und ordnungsrechtlicher Art befassen. Sie eint das Bestreben, die Herausforde-
rungen, denen sich unsere Rechtsordnung stellen musste, zu ordnen, zu analysieren
und zu wiirdigen, ohne dabei die eine oder eben die andere Krise des Rechts beschwo-
ren zu wollen. Die Herausgeber présentieren eine Sammlung von Analysen, welche
das vielschichtige Gesicht einer herausgeforderten Rechtsordnung aufzeigen und hier-
bei herausarbeiten, in welcher Hinsicht die Herausforderungen jeweils eher gut oder
eher schlecht gemeistert wurden.

Mein eigener einfiihrender Beitrag weist dabei den in der Rechtswissenschaft nicht
ganz iiblichen Charakter einer rechtlichen Chronik auf. Er erschopft sich freilich nicht
in einer historiographischen Aneinanderreihung der rechtlich relevanten Ereignisse
sondern unternimmt vielmehr den Versuch, die politische und rechtliche Dynamik in
Deutschland und Europa nach rechtlichen MaB3stdben zu ordnen und zu beurteilen. Im
Zentrum stehen dabei die Ereignisse im Spatsommer/Herbst 2015, welche unter dem
verkiirzenden Schlagwort ,,Grenzoffnung® Anlass zu allerlei politischen und rechtli-
chen Debatten gegeben haben, ohne dass hierbei der Gesamtrechtsrahmen immer hin-
reichend berticksichtigt worden wére. Dabei ldsst sich vielmehr auf Seiten der deut-
schen als auch der europdischen politischen Akteure eine die letzten zwei Jahre im
Groflen und Ganzen durchgehend verfolgte Linie ausmachen, welche um eine ,L6-
sung’ der Krise unter Wahrung der Balance zwischen Steuerungs- und Begrenzungs-
interessen auf der einen und der menschenrechtlichen und humanitiren Anforderun-
gen auf der anderen Seite ernsthaft bemiiht erscheint.

Andreas Miiller vervollstindigt das Gesamtbild einer Rechtschronik durch seine
Darstellung der dsterreichischen Perspektive. Diese ist bislang in Deutschland bemer-
kenswert unterbelichtet geblieben und das, obwohl Osterreich in doppelter Hinsicht
fiir den deutschen Betrachter relevant sein sollte; zum einen, weil es sich im europé-
ischen Konzert der Fliichtlingspolitik in einer sehr &hnliche Position wie Deutschland
befindet und befunden hat (Aufnahme {iberaus vieler Fliichtlinge) und zum zweiten,
weil es daneben als Transitstaat fiir nach Deutschland strebende Fliichtlingen fungiert
hat. Der Stellenwert der osterreichischen Fliichtlingspolitik seit 2015 fiir die deut-
schen Verhiltnisse zeigt sich nicht zuletzt daran, dass ein Hauptstreitpunkt in Deutsch-
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land die Frage nach der Mdglichkeit oder gar Gebotenheit der Zurlickweisung von
Fliichtlingen an der deutsch-Osterreichischen Grenze betrifft. Zugleich war es das ge-
meinsame Handeln der deutschen Bundeskanzlerin und des osterreichischen Bundes-
kanzlers im September 2015, das in der allgemeinen Wahrnehmung wenn nicht als
Ausloser, so wenigstens als Verstérker der Krise, gleichzeitig aber auch durchaus als
MaBnahme zur Entschirfung der Situation und zu einem pragmatischen Umgang mit
den sich stellenden Herausforderungen angesehen wurde.

Im Asyl- und Aufenthaltsrecht sieht sich der Gesetzgeber seither mit unterschied-
lichsten politischen und gesellschaftlichen Erwartungen konfrontiert, die einerseits auf
Effektuierung der Schutzgewahr (Stichwort: Verfahrensbeschleunigung), andererseits
auf eine Begrenzung des Fliichtlingszustroms zielen. Uber alledem schwebt der Be-
griff der ,,Integration®, welcher im Spannungsfeld zwischen mehrheitsgesellschaftli-
chen Erwartungen und individuellen Teilhabeinteressen angesiedelt ist. Daneben ste-
hen Fragen im Raum, die rechtlich und rechtspolitisch heikle Implikationen bergen:
Ab wann und unter welchen Voraussetzungen emanzipiert sich das humanitér begriin-
dete Aufenthaltsrecht vom Migrationsanlass und begriindet eine dauerhafte Aufent-
haltsperspektive auch bei Wegfall der einstigen Fluchtgriinde? Inwieweit ist es sinn-
voll, den Ubergang vom zunichst temporir konzipierten Schutz zu einem dauerhaften
Aufenthalt zu konditionalisieren, wie es dem Agens des Integrationsgesetzes des Bun-
des entspricht? Johannes Eichenhofer widmet sich dem Integrationsbegriff in einer
sehr grundsétzlichen Weise und stellt dabei auch einige Grundannahmen der deut-
schen Integrationspolitik in Frage. Hierbei nimmt er im Wesentlichen jene Regelun-
gen in den Blick, die sich auf Asylbewerber beziehen, Personen also, deren Aufent-
haltsstatus noch nicht endgiiltig geklirt ist. Unter der Uberschrift des ,,Férderns und
Forderns* hat sich der Gesetzgeber insoweit fiir einen Weg der frithen Integrationsfor-
derung jedenfalls fiir jene Asylsuchenden entschieden, die iiber eine ,,gute Bleibeper-
spektive® verfiigen. Der Autor stellt die Frage, ob diese Unterscheidung der Lebens-
wirklichkeit der Asylsuchenden gerecht wird.

Mit den bildungsrechtlichen Folgen des Fliichtlingszustroms befasst sich Michael
Wrase und gleicht hierfiir die menschenrechtlichen Verbiirgungen eines Rechts auf
Bildung mit den landesgesetzlichen Regelungen betreffend den Besuch allgemein-
bildender Schulen ab, hier vor allem auch hinsichtlich der Frage der Schulpflichter-
streckung auf Fliichtlingskinder, sowie mit Blick auf den Zugang zu berufsbildenden
Schulen. Die Herausforderungen, vor welche Schulen und Schulgesetzgeber hier ge-
stellt sind gerade auch angesichts der teilweise ganz erheblichen Zahlen von Kindern
mit einer fremden Muttersprache, werden iiberdeutlich vor dem Hintergrund des prak-
tischen Bedarfs an gezielter Sprachférderung (zunéchst) auBerhalb reguldrer Klas-
senverbdnde einerseits und des Verbots fortlaufender segregierender Beschulung an-
dererseits; eine Spannungslage, die eine genaue und anhaltende Analyse schulischer
Sprachforderung erforderlich macht.
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Roman Lehner widmet sich in seinem Beitrag der Frage nach den rechtlichen Mog-
lichkeiten der Uberfiihrung des europiischen Asylrechtsvollzugs auf die unionsrechtli-
che Ebene durch Schaffung einer EU-Asylbehdrde. Dabei stellt er einen Aspekt in den
Mittelpunkt, welchen man ungeachtet der Frage nach der Sinnhaftigkeit der Bezeich-
nung der Ereignisse seit 2015 als Fliichtlingskrise unzweifelhaft als Krisenphdnomen
auffassen kann, ndmlich die — allerdings nicht erst 2015 einsetzende — Krise des Asyl-
rechtsvollzugs auf Seiten der Mitgliedstaaten der Europdischen Union. In seinem Bei-
trag lotet er die europarechtlichen Optionen insbesondere unterhalb der Schwelle einer
(politisch derzeit wohl kaum durchsetzbaren) Anderung der Vertrige aus und ordnet
die spezifische Frage des Asylrechtsvollzugs hierbei in das Gesamtsystem des unio-
nalen Rechtsvollzugs ein.

Dass der Fliichtlingszustrom auch massive Auswirkungen auf fliichtlingsrechtlich
eher ,unverdéchtige’ Rechtsgebiete gezeitigt hat, zeigt der Beitrag von Sina Fontana,
in welchem die bauplanungsrechtliche Mainahmegesetzgebung zur Erleichterung und
Beschleunigung der Errichtung von Fliichtlingsunterkiinften genauso unter die Lupe
genommen wird wie die rechtliche Diskussion um die Moglichkeiten des Zugriffs auf
leerstehende Immobilien ohne Zustimmung bzw. gegen den Willen der Berechtigten
auf Grundlage des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts. Was das Planungsrecht
anbelangt, wird deutlich, dass der Gesetzgeber einerseits durchaus in der Lage ist,
auf kurzfristige praktische Probleme rasch und umfassend zu reagieren, wie schwie-
rig es sich andererseits ausnimmt, in ein bestehendes und etabliertes Fachrecht ent-
sprechende MafBinahmetatbestdnde halbwegs friktionsfrei einzufithren. Wie driickend
der Gesetzgeber die planungsrechtliche Not empfunden haben muss, zeigt die Einfii-
gung der zeitlich befristeten Ausnahmevorschrift in § 246 Abs. 14 BauGB, wonach
im Einzelfall als ultima ratio ,,von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den auf-
grund dieses Gesetzbuchs erlassenen Vorschriften in erforderlichem Umfang abgewi-
chen werden* kann: eine rechtsstaatlich iiberaus problematische Blankettvorschrift.
Als nicht weniger problembeladen hat sich die zwischenzeitliche Praxis der Sicher-
stellung von Gebauden zum Zweck der Fliichtlingsunterbringung erwiesen. Es hat sich
gezeigt, dass der polizeiliche Notstand nicht ohne Grund seinen Namen trdgt und auch
die Schaffung einer spezialgesetzlichen Beschlagnahmenorm nichts an den grundle-
genden, zumal verfassungsrechtlich aus Art. 14 GG folgenden hohen Rechtfertigungs-
anforderungen fiir die Inanspruchnahme Privater fiir 6ffentliche Aufgaben dndert.

Einen durchaus kritischen Einblick in die Asylrechtspraxis aus anwaltlicher Sicht
liefert Matthias Lehnert und zeigt auf, wie sich die Wahrnehmung eines asylrechtli-
chen Mandats unter dem Eindruck der zahlreichen gesetzlichen Anderungen sowie der
behordlichen Belastung verdndert hat. Dabei wird deutlich, wie die in typisierender
Hinsicht ihrer eigenen Rationalitét folgenden gesetzgeberischen Erwégungen etwa in
Hinblick auf Asylantragsteller aus bestimmten Staaten mit extrem niedriger Anerken-
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nungsquote oder bezogen auf den Familiennachzug subsididr Schutzberechtigter auf
die individuellen Problemlagen von Menschen sto3en, die schon einiges in Kauf neh-
men mussten, um iiberhaupt nach Deutschland gelangen zu konnen.

Der Aullengrenzschutz der Europidischen Union ist Gegenstand des Beitrags Anna
Mrozeks und Florian Wehners. Thre Darstellung des rechtlichen Rahmens des europé-
ischen Grenzregimes einschlieBlich seiner jiingsten Anderungen in Gestalt der (jeden-
falls auf dem Papier bezweckten) Aufwertung der bisherigen FRONTEX-Agentur hin
zu einer eigenstindigen Grenzschutzbehdrde bildet gewissermallen das logische Ge-
genstiick zu der Debatte um den Umgang mit jenen Fliichtlingen, die unter Umgehung
des Regimes der Dublin-III-Verordnung eigenméchtig die Binnengrenzen des Schen-
genraums iiberschritten haben, um v.a. nach Deutschland zu gelangen. Dem Mantra,
dass ein wirksamer Aufengrenzschutz die Bedingung fiir die Riickkehr zur fliichtlings-
und grenzrechtlichen Normalitit im Binnenraum sei, stellen Mrozek und Wehner eine
niichterne Analyse der rechtlichen und organisatorisch-technischen Moglichkeiten zur
Effektuierung des in erster Linie den einzelnen Mitgliedstaaten obliegenden Grenz-
schutzes gegeniiber, ohne dabei die grundlegende rechtspolitische Frage au3er Acht zu
lassen, ob und in welchem Mafle Europa bei alledem eine ,Festung‘ zu werden droht.

Den spezifischen Problemen gefliichteter Kinder und Jugendlicher, insbesondere
von unbegleiteten minderjahrigen Fliichtlingen, widmen sich Thomas Meysen und
Susanne Achterfeld. Dabei beleuchten sie iiberaus praxisrelevante Fragestellungen
(Verfahren der Altersfeststellung, mafstabliche Rechtsordnung fiir die Bemessung
der Minderjahrigkeit) genauso wie die grundsétzlichen Besonderheiten der Situation
von Kindern und Jugendlichen im Asylverfahren. Ein sehr aktuelles Problem stellt die
Frage der Anerkennung von im Ausland geschlossenen Ehen Minderjéhriger dar, wel-
che erst durch den Fliichtlingszuzug 2015/16 in das allgemeine 6ffentliche Bewusst-
sein getreten zu sein scheint und durch den Gesetzgeber umgehend angegangen wurde.

Winfried Kluth schlieit die Sammlung mit einer Darstellung der bereits vorhande-
nen legalen Zuwanderungswege nach Europa und einem Ausblick auf mdgliche recht-
liche und politische Optionen zu ihrer Erweiterung. Dabei geht es einerseits, vor dem
Hintergrund der Beobachtung, dass nicht alle Schutzsuchenden tatséchlich Schutz-
anerkennung finden, etwa um die Moglichkeit eines Wechsels in einen erwerbsbezo-
genen Aufenthaltstitel nach Ablehnung des Asylantrags (sog. Spurwechsel), zum an-
deren, angesichts der morderischen Bedingungen des irregulidren Grenziibertritts in
Gestalt der Mittelmeerquerung, um die jiingst vom Europdischen Gerichtshof abge-
lehnte Moglichkeit eines unionsrechtlich fundierten Rechts auf Erteilung eines hu-
manitiren Visums fiir die EU (zu erteilen in den diplomatischen Vertretungen der
EU-Mitgliedstaaten), aber auch um die Erdffnung von Moéglichkeiten der Kontingent-
zuwanderung. Bei alledem sollte nicht nur die mégliche Abschwéchung des seit Jah-
ren ansteigenden Migrationsdrucks auf Europa im Zentrum stehen. Vielmehr geht es
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auch um die Aussendung eines Signals globaler Solidaritét von Seiten entwickelter In-
dustriestaaten vor dem Hintergrund globaler Ungleichheiten und Ungleichzeitigkeiten.

3.

Die in diesem Band versammelten Analysen und Betrachtungen lassen sich rund zwei
Jahre nach den turbulenten Geschehnissen v.a. ab dem Sommer 2015 auch als erste
Zwischenbilanz in Hinblick auf die politischen und rechtlichen, legislativen und ad-
ministrativen Bewéltigungsversuche sowohl auf nationaler als auch auf europédischer
Ebene lesen und erlauben jedenfalls mit Blick auf die Situation in Deutschland ein ins-
gesamt doch ermutigendes Resiimee: Im Grof3en und Ganzen wurden die erheblichen
Herausforderungen in Deutschland angegangen und Strategien zu ihrer Bewéltigung
entwickelt und dies im Rahmen und unter beherzter Fortentwicklung der bestehenden
Rechtsordnung. Auf der europdischen Ebene steht die Entwicklung einer gemeinsa-
men Strategie im Umgang mit der ,,Fliichtlingsfrage™ hingegen weiter aus. Die in man-
chen Beitrigen geduBerte, zum Teil deutliche Kritik an den in Deutschland getroffenen
gesetzgeberischen MaBnahmen, die im Ubrigen von vielen ebenfalls Kennern der Ma-
terie nicht geteilt wird, vermag an diesem Gesamturteil nichts zu &ndern, macht frei-
lich auch deutlich, dass jeden Tag aufs Neue um den richtigen Weg im Umgang mit
Schutzsuchenden nach ihrer Ankunft in Deutschland und um weitere Verbesserungen
gerade auf dem Feld der Integration gerungen werden muss. Es handelt sich hier um
eine Aufgabe, auf die es die einfache und schnelle Antwort nicht gibt und die nicht nur
die Rechtsordnung, sondern die Gesellschaft insgesamt herausfordert und auch verén-
dern wird. Gerade Letzteres erzeugt bei vielen Biirgern Unsicherheit und Sorge, auch
wenn sich die Situation insgesamt deutlich beruhigt hat und Realitdtssinn sowie ein
gewisses Mall an Zuversicht in Hinblick auf die grole Aufgabe eingekehrt sind. Dies
liegt nicht zuletzt daran, dass sich die relevanten politischen und rechtlichen Akteure
in Deutschland — gerade auch im internationalen Vergleich — als handlungs- und lern-
fahig und nach anfanglicher Ratlosigkeit als tatkriftig erwiesen haben. Auf dem Feld
der Integration ist die konsequente Umsetzung des Grundsatzes des Foérderns und For-
derns im Rahmen der bereits bestehenden Forderstrukturen in Verbindung mit dem
moglichst frithzeitigen Beginn von Integrationsmafinahmen der richtige Weg. Und
schlieBlich zeigt sich, dass sich eine engagierte und {iberwiegend doch ausgewogene
Krisenbewailtigungspolitik allemal als erfolgsversprechender erweist als ein blind-
wiitiger Aktionismus in Richtung einer radikalen Abschottung auf der einen oder der
weitgehenden Preisgabe des 6ffentlichen Steuerungsanspruchs auf der anderen Seite.

Gottingen, September 2017 Christine Langenfeld

11



Autorenverzeichnis

Susanne Achterfeld, LL. M.

Referentin fiir Kinder- und Jugendhilferecht/Asyl- und Auslénderrecht
Deutsches Institut fiir Jugendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF)
Heidelberg

Dr. Johannes Eichenhofer

Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Fakultit fiir Rechtswissenschaft

Lehrstuhl fiir Offentliches Recht, Staatslehre und Verfassungsgeschichte

Dr. Sina Fontana, MLE

Akademische Ritin a.Z.

Institut fiir Offentliches Recht/Abteilung fiir Verwaltungsrecht
Georg-August-Universitit Gottingen

Prof. Dr. Winfried Kluth
Martin-Luther-Universitit Halle-Wittenberg
Lehrstuhl fiir Offentliches Recht
Forschungsstelle Migrationsrecht — FoMig

Prof. Dr. Christine Langenfeld

Richterin des Bundesverfassungsgerichts
Institut fiir 6ffentliches Recht

Direktorin der Abteilung fiir Staatsrecht
Juristische Fakultit
Georg-August-Universitdt Gottingen

Dr. Roman Lehner

Akademischer Rat a. Z.

Institut fiir Offentliches Recht/Abteilung fiir Staatsrecht
Juristische Fakultét

Georg-August-Universitdt Gottingen

Dr. Matthias Lehnert
Rechtsanwalt (Schwerpunkt Aufenthalts- und Asylrecht)
Berlin



Autorenverzeichnis

Dr. Thomas Meysen

Fachlicher Leiter

Deutsches Institut fiir Jugendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF)
Heidelberg

Dr. Anna Mrozek

Akademische Assistentin

Lehrstuhl fiir Offentliches Recht, Staats- und Verfassungslehre
Universitdt Leipzig

Assoz. Prof. Dr. Andreas Th. Miiller, LL. M. (Yale)
Institut fiir Europarecht und Vélkerrecht
Universitdt Innsbruck

Prof. Dr. Friederike Wapler

Lehrstuhl fiir Rechtsphilosophie und Offentliches Recht
Johannes Gutenberg-Universitidt Mainz

Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften

Florian Wehner

Wissenschaftliche Hilfskraft

Lehrstuhl fiir Offentliches Recht, Staats- und Verfassungslehre
Universitit Leipzig

Prof. Dr. Michael Wrase

Professur fiir Offentliches Recht mit den Schwerpunkten Sozial- und Bildungsrecht
an der Stiftung Universitdt Hildesheim

Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung (WZB)

376



	Vorwort. Die herausgeforderte Rechtsordnung – Aktuelle Probleme 
der Flüchtlingspolitik
	Autorenverzeichnis


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




